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V o n K a t h r i n M ü l l e r - L a n c é

München – Die Antwort seiner Schülerin-
nen und Schüler hat Pierre Kabisch über-
rascht. Vor Kurzem fragte der Politiklehrer
an einem Gymnasium in der Nähe von Pots-
dam in seiner zehnten Klasse, wer die Tik-
tokerin Triene_85 kenne. In ihren Videos
singt sie Zeilen wie: „Mein Name: Triene,
mein Impfstatus: ungeimpft (…) meine
Wahlpartei: AfD, meine Tankfüllung: Ben-
zin“. Sie erzählt, dass der AfD-Abgeordnete
Stephan Protschka sie in den Bundestag
eingeladen habe, und sagt, dass ihr
Deutschland langsam „zu bunt“ werde.

Aber sie macht auch Videos, in denen sie
sich von all den anderen Lifestyle-Tikto-
kern nicht unterscheidet, sie tanzt zu Party-
songs, kuschelt mit ihrem Hund, zeigt sich
beim Shoppen in der Umkleidekabine.
Mehr als die Hälfte der Schüler in Kabischs
Klasse gaben an, sie hätten zumindest
schon mal ein Video der Tiktokerin gese-
hen.

Er habe, sagt Kabisch, mit den Schülern
versucht zu analysieren, welche Positio-
nen Triene_85 denn nun vertritt – und ob
die Behauptungen, die sie in ihren Videos
aufstellt, überhaupt stimmen. „Dann ha-
ben viele gemerkt: Hey, wenn wir Tiktok
verwenden, sollten wir vorsichtig sein und
nicht sofort alles glauben – das kann poli-
tisch gefärbt sein.“

Die AfD und das Erstarken der radika-
len Rechten sind Themen, um die Lehrerin-
nen und Lehrer kaum noch herumkom-
men. Im Januar enthüllte die Recherche-
plattform Correctiv ein Geheimtreffen in
Potsdam, bei dem radikale Rechte, darun-
ter AfD-Politiker, Vertreibungspläne

schmiedeten. Seitdem finden in großen
und kleinen Städten im ganzen Land De-
monstrationen gegen Rechtsextremismus
statt.

In Ostdeutschland stehen in diesem
Herbst drei Landtagswahlen an, überall
liegt in Umfragen die AfD vorn. Wie gehen
Schulen damit um? Welche Positionen dür-
fen Lehrerinnen und Lehrer im Klassen-
zimmer einnehmen? Und wie bringt man
Schülerinnen und Schülern eigentlich De-
mokratie bei?

Die Schüler hätten die Correctiv-Recher-
chen in ihrem Unterricht selbst angespro-
chen, sagt Antje Menn, Politiklehrerin an
einer Gesamtschule in Castrop-Rauxel.
Ein Zwölftklässler mit türkischer Zuwande-
rungsgeschichte habe von seiner Schwes-
ter erzählt, die ihn gefragt habe: „Meinen
die uns? Wollen die uns loswerden?“ Mit
den Oberstufenschülern habe sie das The-
ma relativ offen besprochen, in der Unter-
stufe sei sie vorsichtiger gewesen. „Da sag’
ich den Kindern nicht ins Gesicht, was die
Pläne der AfD sind.“ Etwa die Hälfte ihrer
Schülerinnen und Schüler habe Migrati-
onsgeschichte.

Aber sie habe mit ihren Fünftklässlern
über die Demonstrationen gesprochen,
sagt Menn, darüber, dass da Menschen für
ihre Meinung auf die Straße gehen, dass
das zur Demokratie dazugehört. Und sie ha-
be dabei auch offen gesagt, dass sie selbst
an der Demonstration in Castrop-Rauxel
teilgenommen habe. „Das ist eine Möglich-
keit demokratischer Teilhabe, von der ich
als politische Person Gebrauch mache.“ Ob
sie damit die Schülerinnen und Schüler zu
sehr beeinflusse? „Ich werfe ja nieman-
dem vor, wenn er dort nicht mitläuft.“

Lehrerinnen und Lehrer im Politikunter-
richt bewegen sich auf einem schmalen
Grat: Einerseits ist es ihr Job, die Schüler
zu demokratischen, mündigen Bürgern zu
erziehen – andererseits sollen sie nieman-
den politisch beeinflussen. Gar nicht so ein-
fach, erst recht nicht, wenn mit der AfD ei-
ne Partei ins Spiel kommt, die zwar nicht
verboten ist, deren Landesverbände in ein-
zelnen Bundesländern aber vom Verfas-
sungsschutz als „gesichert rechtsextrem“
eingestuft werden.

Mike Stieber, Politiklehrer an einer Be-
rufsschule in Jena, hat immer wieder mit
Schülern zu tun, die ihre Sympathie für die
AfD nicht verbergen. Vor Kurzem habe er
mit seinen Zwölftklässlern über die Land-
ratswahl im benachbarten Saale-Orla-
Kreis gesprochen, bei der der AfD-Kandi-
dat in der Stichwahl stand. „Ich bin dafür,
dass blau gewählt wird“, habe ein Schüler
offen gesagt. Er habe dann versucht, ins Ge-
spräch zu kommen, sagt Stieber, den Schü-
ler zu fragen, für welche Themen die AfD
denn stehe, warum er sich davon betroffen
fühle. Ob er den Schüler damit wirklich er-
reichen konnte? Schwer zu sagen, meint
Stieber, der sei stark durch sein Elternhaus
geprägt.

Als Richtlinie dafür, wie politisch Lehre-
rinnen und Lehrer im Klassenzimmer wer-
den dürfen, gilt seit den Siebzigerjahren
der sogenannte Beutelsbacher Konsens. Er
formuliert drei Grundsätze für politische

Bildung: zum einen das Überwältigungs-
verbot, das Lehrkräfte daran hindert, Schü-
ler mit politischen Ansichten zu überrum-
peln und bei der Meinungsbildung zu be-
einflussen. Außerdem sind Lehrer angehal-
ten, kontroverse Themen auch kontrovers
zu behandeln und verschiedene Stand-
punkte darzustellen. Drittens sollen Schü-
lerinnen und Schüler befähigt werden, ih-
re eigenen Interessen zu vertreten.

„Das als Neutralitätsgebot zu sehen, wä-
re aber falsch“, sagt Anja Besand, Professo-
rin für Didaktik der politischen Bildung an
der TU Dresden. Natürlich müssten im Un-
terricht auch Positionen thematisiert wer-
den, die nicht mit denen der Lehrkräfte
übereinstimmten. Aber es gebe Grenzen,
und zwar da, wo demokratische Werte in-
frage gestellt werden. „Wenn die AfD in ei-
nigen Bundesländern vom Verfassungs-
schutz als gesichert rechtsextrem einge-
stuft wird, ist sie nicht mehr im Klub der de-
mokratischen Parteien.“ Entsprechend
müsse man sie als Lehrkraft auch behan-
deln. „Man muss sie deshalb nicht weglas-
sen, aber man sollte sie auch nicht normali-
sieren.“

Zumal die AfD selbst schon versucht
hat, den Beutelsbacher Konsens zu instru-
mentalisieren. 2018 startete die Partei in ei-
nigen Bundesländern Internetplattfor-
men, auf denen Eltern oder Schüler „mut-
maßliche Neutralitätsverstöße“, zum Bei-
spiel „einseitige politische Stellungnah-
men von Lehrern gegen die AfD“, melden
sollten. Die meisten dieser Plattformen
sind inzwischen offline, unter anderem we-
gen Verstößen gegen den Datenschutz. In
Sachsen gibt es das Portal „Lehrer-SOS“
noch immer.

Er beobachte, dass viele Eltern Lehrkräf-
ten immer selbstbewusster gegenübertre-
ten, sagt Juri Haas von der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW) Sach-
sen. Er berät Lehrerinnen und Lehrer in
Rechtsfragen, zum Beispiel wenn Eltern
mit Verleumdungsklagen oder Anzeigen
drohen, weil ihre Kinder wegen rechter Pa-
rolen verwarnt oder suspendiert wurden.
Vor allem seit der Pandemie hätten diese
Fälle zugenommen, sagt Haas. Früher hät-
ten sich eher einzelne AfD-Funktionäre
durch Druck auf die Schulen profilieren
wollen, inzwischen sei das Phänomen brei-
ter. „Ich glaube, dass viele Eltern das Ge-
fühl haben, dass sich da politisch ohnehin
bald etwas ändern könnte“, sagt Haas.

Und dann gibt es ja noch die andere Sei-
te: Lehrer, die der AfD nahestehen oder so-
gar Parteimitglied sind. Die Gewerbliche
Schule Ravensburg machte kürzlich
Schlagzeilen, weil jemand ein Graffito an
die Hauswand gesprüht hatte: „AfD-Unter-
richt, nein danke“. Die Botschaft soll, wie
die Schwäbische Zeitung berichtete, einem
Lehrer gelten, der AfD-Mitglied ist und an
der Schule Gemeinschaftskunde unterrich-
tet. Die Schule hat inzwischen Anzeige we-
gen Sachbeschädigung erstattet, für den
Lehrer hat der Vorfall offenbar keine Kon-
sequenzen.

Eine Anfrage der Süddeutschen Zeitung
beantwortet die Schule mit einem Verweis
auf das Regierungspräsidium Tübingen.
Dort sagt ein Sprecher: „Aus der Tatsache,
dass jemand in einer Partei ist, kann man
nicht ableiten, dass es falsch ist, was er
macht.“ Solange der Lehrer im Unterricht
nur informiere und nicht agitiere, also den
Beutelsbacher Konsens einhalte, gebe es
keinen Anlass, ihn zu sanktionieren oder
gar zu entlassen. Man werde aber prüfen,
ob er in der Vergangenheit Grenzen über-
schritten habe, außerdem wolle die Schule
die Debatte zum Anlass nehmen, um „De-
mokratietage“ einzuführen. Wie genau die
aussehen sollen, präzisiert er nicht.

Und wie sieht es in den Ländern aus, in
denen der Verfassungsschutz die Landes-
verbände der AfD als „gesichert rechtsex-
trem“ einstuft? Allein die Mitgliedschaft in
einer als verfassungsfeindlich eingestuf-
ten Partei reiche nicht ohne Weiteres für
die Annahme eines Verstoßes gegen die
Verfassungstreuepflicht aus, teilt das In-
nenministerium in Sachsen mit.

Aktive Tätigkeiten, also wenn zum Bei-
spiel ein Lehrer ein Parteiamt oder eine
Kandidatur bekleide, könnten „begründe-
te Zweifel an der Verfassungstreupflicht
aufkommen lassen und zur Einleitung ei-
nes Disziplinarverfahrens führen“. Das Kul-
tusministerium in Thüringen äußert sich
ähnlich. Und im Kultusministerium in
Sachsen-Anhalt heißt es: „Verhalten sich
(...) Mitglieder der AfD in ihrer dienstlichen
Tätigkeit politisch neutral und erfüllen ih-
re Dienstpflichten gewissenhaft, dürfte
auch ihrer Verwendung im öffentlichen
Dienst zunächst nichts entgegenstehen.“

Noch ein gutes halbes Jahr, dann wird in
Sachsen, Thüringen und Brandenburg ein
neuer Landtag gewählt, vorher finden dort
Kommunalwahlen statt. „Ich sage meinen
Schülern schon klar, dass sie zur Wahl ge-
hen und eine Partei aus dem demokrati-
schen Spektrum wählen sollen“, sagt Mike
Stieber, der Gesamtschullehrer aus Jena.

„Demokraten fallen nicht vom Him-
mel“, sagt Pierre Kabisch, der Gymnasial-
lehrer aus der Nähe von Potsdam. Sein Ziel
sei es, dass die Schüler so viel Urteilsfähig-
keit erreichen, dass sie zumindest nicht ir-
gendwelche Parolen oder Positionen nach-
reden, ohne sie zu reflektieren. Kabisch
sagt aber auch: „Wenn am Ende jemand zu
der Meinung gelangt, die AfD zu wählen,
muss ich das akzeptieren.“

Berlin – Das Bundeskabinett hat sich nach
Kritik aus der Praxis entschieden, die im
Juli 2021 in Kraft getretenen strafrechtli-
chen Bestimmungen zur Verbreitung von
Darstellungen sexuellen Missbrauchs an
Kindern wieder zu ändern. Das Hauptziel
des damals beschlossenen Gesetzes zur Be-
kämpfung von Verbreitung, Erwerb und
Besitz sogenannter Kinderpornografie –
die deutliche Strafverschärfung – wird
durch die neuerliche Reform des entspre-
chenden Paragrafen des Strafgesetzbu-
ches jedoch nach Auskunft des Bundesjus-
tizministeriums nicht angetastet.

Nach Angaben aus Regierungskreisen
hat das Kabinett den Gesetzentwurf am
Mittwoch beschlossen. Darin heißt es, die
Verhältnismäßigkeit der derzeit geltenden
Mindeststrafe von einem Jahr Freiheitsent-
zug sei insbesondere dann fraglich, wenn
jemand offensichtlich nicht aus einem eige-
nen sexuellen Interesse an solchen Darstel-
lungen gehandelt habe, sondern um eine
weitere Verbreitung oder eine Veröffentli-
chung solchen Materials zu beenden, zu
verhindern oder aufzuklären. In dem Ent-
wurf heißt es dazu wörtlich: „Besonders
häufig sind solche Fälle bei Eltern sowie
Lehrerinnen und Lehrern älterer Kinder
oder Jugendlicher aufgetreten, die kinder-
pornografisches Material bei diesen gefun-
den und an andere Eltern, Lehrerinnen
oder Lehrer oder die Schulleitung weiterge-
leitet haben, um diese über den Missstand
zu informieren.“

Die Einstufung als Vergehen – statt als
Verbrechen – sei auch erforderlich, um auf
den großen Anteil jugendlicher Täter und
Täterinnen angemessen und mit der gebo-
tenen Flexibilität eingehen zu können. Die-
se agierten meist „aus einem für den ju-
gendlichen Entwicklungsstand typischen
Antrieb wie Unbedarftheit, Neugier, Aben-
teuerlust oder Imponierstreben“.  DPA

Berlin – Die AfD ist mit einem Eilantrag
zur Änderung des Bundesverfassungs-
schutzberichts 2022 vor Gericht geschei-
tert. Die Passage, dass von einem „extre-
mistischen Personenpotenzial“ von
etwa 30 bis 40 Prozent aller AfD-Mit-
glieder ausgegangen werde, sei nicht zu
beanstanden, teilte das Berliner Verwal-
tungsgericht am Mittwoch unter Ver-
weis auf einen Beschluss vom 2. Febru-
ar mit. In dem Bericht werde dieses
Potenzial auf „gegenwärtig schätzungs-
weise“ etwa 10 000 Personen beziffert.
Diese Schätzung sei nicht als willkür-
lich anzusehen. (AZ: VG 1 L 340/23) Es
lägen tatsächliche Anhaltspunkte von
hinreichendem Gewicht für ein Rechts-
extremismuspotenzial bei einem Teil
der Mitglieder der AfD vor, betonte das
Gericht. Die Zuordnung sei „zutreffend
auf der Grundlage der Stärke des ehe-
maligen sogenannten ,Flügels‘ der AfD
und des Netzwerkes um Björn Höcke
gezogen“ worden, betonte das Gericht.
Auf die angebliche Auflösung des „Flü-
gels“ komme es nicht an, weil damit das
Rechtsextremismuspotenzial nicht
verschwunden sei. Der Verfassungs-
schutzbericht müsse deshalb vorerst
nicht korrigiert werden. E P D

Berlin – Die Protestgruppe „Letzte Ge-
neration“ will bei der Europawahl 2024
kandidieren. Dies kündigte die Spreche-
rin Carla Hinrichs am Mittwoch an.
„Jetzt wollen wir unseren Widerstand
von der Straße auch ins Parlament brin-
gen“, sagte Hinrichs in einer Online-Kon-
ferenz. Jetzt gelte es, das EU-Parlament
aufzumischen. Die „Letzte Generation“
sei die „Stimme der Überlebenswilli-
gen“, ergänzte Henning Jeschke, einer
der Gründer der Gruppe. Für die beab-
sichtigte Kandidatur bei der Europa-
wahl im Juni sei es sehr knapp. Doch
reiche bei der Europawahl ein Stimman-
teil von etwa 0,5 Prozent, das seien etwa
250 000 Stimmen. Jetzt sollen Spenden
gesammelt werden. D P A

Brüssel – Der für die islamistischen
Anschläge in Paris und Brüssel verurteil-
te Terrorist Salah Abdeslam wird künf-
tig in Frankreich inhaftiert sein. Wie die
belgische Generalanwaltschaft mitteil-
te, wurde von einem Gefängnis in Brüs-
sel aus an die belgisch-französische
Grenze gebracht und von den französi-
schen Behörden in Empfang genom-
men worden. Abdeslam war 2022 in
Frankreich wegen seiner Beteiligung an
den Pariser Terroranschlägen vom
13. November 2015 zu lebenslanger
Haft verurteilt worden. Danach wurde
er für den Prozess zu den islamistischen
Terroranschlägen in Brüssel im Jahr
2016 nach Belgien ausgeliefert. Dort
wurde er verurteilt. Bei den Terroran-
schlägen in Brüssel starben fast drei
Dutzend Menschen. Der Anschlagsserie
am 13. November 2015 in Paris fielen
130 Menschen zum Opfer. D P A

Islamabad – Bei zwei Explosionen kurz
vor der Parlamentswahl in Pakistan
haben mindestens 26 Menschen ihr
Leben verloren. Nach Angaben lokaler
Behörden wurden am Mittwoch zahlrei-
che weitere Personen verletzt. Die Ex-
plosionen ( F O T O : R E U T E R S ) ereigneten sich
in der Provinz Belutschistan in der Nä-
he der Büros von Kandidaten, die am
Donnerstag bei der Wahl antreten. Die
Gewalt schürt Sorgen, dass es zu weite-
ren Anschlägen kommt. Behörden teil-
ten mit, die Sicherheitsmaßnahmen
verstärken zu wollen. Wer für die An-
schläge verantwortlich ist, blieb unklar.

Ex-Ministerpräsidenten Imran Khan –
der Gewinner der vergangenen Wahl –
sitzt im Gefängnis und wird nicht antre-
ten. Er war durch ein Misstrauensvotum
im Parlament abgesetzt worden. Nach
der Wahl soll für die nächsten fünf Jahre
eine neue Regierung gebildet werden.
128 der 241 Millionen Einwohner des
Landes dürfen wählen. R E U T E R S

Naypyidaw – In Myanmar sind bei
einem Luftangriff auf eine Schule im
Bundesstaat Kayah laut Menschenrecht-
lern vier Kinder getötet und 15 weitere
verletzt worden. Wie der Pressedienst
Ucanews am Mittwoch berichtete, fand
der Angriff der Militärjunta auf die
Daw-Saw-Ei-Schule in der Gemeinde
Demoso am Montag statt. Die Men-
schenrechtsgruppe KHRG prangerte
an, das Militär missachte „das Leben
unschuldiger Kinder“. Medien, die der
Junta nahestehen, bestritten den An-
griff. In einer am Dienstag veröffentlich-
ten Erklärung von Myanmars Exil-Re-
gierung heißt es, seit dem Sturz der
Zivilregierung von Aung San Suu Kyi im
Jahr 2021 habe es Luftangriffe gegen 52
Schulen gegeben, 199 seien aus anderen
Gründen beschädigt worden. K N A

München – Viel haben die Koalitionäre in
den vergangenen Monaten öffentlich um
die Kindergrundsicherung gerungen. Sie
sei „das größte sozialpolitische Reformpro-
jekt der Ampel“, sagt Familienministerin
Lisa Paus (Grüne) gern. Der Start wurde im-
mer wieder verzögert, 2025 soll es nun
aber so weit sein. Und was ist mit den gan-
zen anderen Vorhaben aus dem Koalitions-
vertrag, die Deutschland familienfreundli-
cher machen und gesellschaftspolitisch
modernisieren sollten?

Da wäre vor allem die Familienstartzeit,
angekündigt für 2024. Mittlerweile ist Fe-
bruar, und es ist nichts zur konkreten Um-
setzung zu hören. Vielmehr gebe es – mal
wieder – offene Finanzierungsfragen,
heißt es zumindest aus der FDP.

Die Familienstartzeit soll es dem Part-
ner oder der Partnerin einer Mutter ermög-
lichen, nach der Geburt zwei Wochen voll-
bezahlt von der Arbeit freigestellt zu wer-
den. Derzeit gibt es diese Möglichkeit
nicht. Wer nach der Geburt bei seiner Fami-
lie bleiben möchte, muss normalen Urlaub
nehmen oder Elternzeit. Ein Vorteil bei der
Familienstartzeit wäre, dass sie sofort ge-
nommen werden könnte, eine echte Lohn-
fortzahlung wäre und nicht wie das Eltern-
geld gedeckelt.

Die Freistellung soll ermöglichen, dass
die Eltern gemeinsam die erste Zeit mit
dem Neugeborenen bewältigen. Die Müt-
ter sollen sich regenerieren können, sagt
Paus in einem Interview mit der Zeit. „Da-
mit stärken wir den Gesundheitsschutz
der Frau.“ Auch Alleinerziehende sollen
profitieren: Die Familienstartzeit kann bei-
spielsweise von einer Freundin bean-
sprucht werden, wenn die Mutter sonst kei-
ne Unterstützung bekommt.

So weit der Plan, der auch so im Koaliti-
onsvertrag 2021 festgehalten wurde. Aber
bereits 2022 wies das Kanzleramt Ministe-
rin Paus an, das Projekt zu verschieben. In
der Krise seien die Belastungen für Unter-
nehmen zu groß. Mittlerweile liegt ein Re-
ferentenentwurf aus dem Familienministe-
rium vor, dieser befindet sich seit Monaten
in der Ressortabstimmung. Es gebe weiter-
hin Beratungen in der Bundesregierung
über das Inkrafttreten und die Finanzie-
rung, ist im Ministerium zu erfahren.

Es hakt wie so oft beim Thema Geld. Der
Entwurf sieht eine Umlagefinanzierung
vor. Der Arbeitgeber soll also, wie es schon
beim gesetzlichen Mutterschutz der Fall
ist, die Lohnkosten übernehmen. Einen vol-
len Erstattungsanspruch erhält er dann
aus dem arbeitgeberfinanzierten „U2-Um-
lageverfahren“. Die SPD befürwortet diese
Lösung. Die FDP hingegen sieht die Umla-
gefinanzierung kritisch, sie bevorzugt eine

Finanzierung aus Steuergeldern. Man wür-
de sonst die Unternehmen zu sehr belas-
ten. Es sei nicht im Sinne des vereinbarten
„Belastungsmoratoriums“, das zusätzliche
bürokratische Arbeit für Firmen verhin-
dern soll. Diese Argumentation empfinden
die Befürworter als unverständlich. Aus Ko-
alitionskreisen ist zu hören, dass das
U2-Umlageverfahren ja gerade bürokratie-
arm sei und durch den Mutterschutz be-
reits „geübte Praxis“.

Eine Studie des Instituts Allensbach im
Auftrag des Familienministeriums aus

dem Sommer 2023 kommt zu dem
Schluss, dass eine Mehrheit der befragten
Unternehmen die Familienstartzeit befür-
wortet. Vergangene Woche hat sich auch
der Mittelstandsverband BVMW positiv ge-
äußert. Die Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände (BDA) hinge-
gen hat weiterhin Bedenken. Nicht auf die
Politik gewartet hat zuletzt der Dax-Kon-
zern Henkel, der acht Wochen Elternzeit
für alle Mitarbeiter ermöglicht – bei vollen
Bezügen.

Dabei wäre die Idee eines gesetzlich ge-
regelten Partnerschaftsurlaubs eigentlich
kein Hexenwerk. In der EU ist längst eine

Richtlinie gültig, die verbindliche arbeits-
rechtliche Standards festlegt, darunter die
zweiwöchige bezahlte Freistellung nach
der Geburt für den Partner. Weil die Bun-
desregierung säumig ist, hat die EU-Kom-
mission im Herbst 2022 ein Vertragsverlet-
zungsverfahren eingeleitet. Dieses ruhe
aber mittlerweile, sagt ein Sprecher aus
dem Familienministerium.

Da Deutschland „aufgrund seiner um-
fassenden Regelungen zu Elternzeit und El-
terngeld“ ohnehin höhere Standards habe,
würde hier zudem eine Ausnahmeklausel
greifen. Nichtsdestotrotz setze man sich
im Ministerium weiter dafür ein, dass die
Familienstartzeit auch umgesetzt werde.

Auf der gesellschaftspolitischen To-do-
Liste der selbst ernannten „Fortschrittsko-
alition“ stehen aber weitere Projekte, die
seit geraumer Zeit auf sich warten lassen.
Groß angekündigt etwa die „Verantwor-
tungsgemeinschaft“, die es Alleinstehen-
den ermöglichen soll, eine Wahlverwandt-
schaft zu bilden.

Immerhin hat Justizminister Marco
Buschmann (FDP) dazu jüngst ein Eck-
punktepapier vorgelegt. Oder eben die ein-
gangs erwähnte Kindergrundsicherung,
bei der ähnlich wie bei der Familienstart-
zeit vor allem um Umsetzung und Finanzie-
rung gestritten wurde.

Zumindest einen Erfolg konnte das Fa-
milienministerium vergangenen Monat
verbuchen: Frauen, die ihre Schwanger-
schaft abbrechen wollen, sollen künftig
nicht mehr von radikalen Abtreibungsgeg-
nern vor den Kliniken belästigt werden dür-
fen. Zwei Jahre hat es bis zum Gesetzesent-
wurf gedauert, im Sommer soll das Vorha-
ben durchs Parlament. Wenn nicht wieder
etwas dazwischenkommt. Leila Al-Serori
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Sogar die Freundin einer
Alleinerziehenden könnte
die Hilfe beanspruchen

„Demokraten fallen nicht vom Himmel“
AfD-Parolen aus Schülermund, Parteimitglieder als Lehrer: Das Erstarken der radikalen Rechten geht an

Schulen nicht vorbei. Doch wie viel Politik verträgt ein Klassenzimmer – und wie lehrt man „Demokratie“?

An einer Berliner Oberschule protestieren Eltern dagegen, dass dort ein sogenannter Bürgerdialog der AfD stattfinden soll. F O T O : M . C Z A P S K I / I M A G O

Die Ampel möchte Eltern den Einstieg in
die Babyzeit erleichtern. F O T O : D P A

Bund ändert Gesetz
zu Kinderpornografie

Niederlage für die AfD

EU-Parlament statt Kleber

Abdeslam in Frankreich

Anschläge vor Wahl

Luftangriff auf Schule

KURZ GEMELDET

Startschwierigkeiten
In diesem Jahr sollte die zweiwöchige Familienstartzeit nach der Geburt eines Kindes kommen.

Aber die Ampel streitet wieder übers Geld. Die FDP will die Unternehmen nicht zu sehr belasten.

AfD-Mitglieder können
als Lehrer arbeiten,
wenn sie nicht agitieren

Eine rechtsextreme Partei
muss im Unterricht nicht
neutral behandelt werden

DIZdigital: Alle Rechte vorbehalten – Süddeutsche Zeitung GmbH, München
Jegliche Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exklusiv über www.sz-content.de

MuellerlK
301.0..SZ20240208S9521943

http://www.sz-content.de

